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Entwurf eines Gesetzes zur Bekämpfung der Dasselfliege 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

§ 1 

(1) Dasselfliegen im Sinne dieses Gesetzes sind 
die Große Dasselfliege (Hypoderma bovis) und die 
Kleine Dasselfliege (Hypoderma lineatum). 

(2) Im Sinne dieses Gesetzes ist ein Rind mit 
Larven der Dasselfliege befallen, wenn Dassel- 
beulen am Tierkörper sichtbar oder fühlbar sind. 

§ 2 

(1) Ist ein Rind mit Larven der Dasselfliege be- 
fallen, so hat der Besitzer oder derjenige, der in 
Vertretung des Besitzers der Wirtschaft vorsteht, 
das Rind mit einem Arzneimittel, durch das die 
Larven abgetötet werden, zu behandeln. Befindet 
sich das Rind auf einer Weide, so ist es unver- 
züglich nach Satz 1 zu behandeln; zur Behandlung 
ist auch der Besitzer der Weide verpflichtet. 

(2) Befallene Rinder dürfen vor der Behandlung 
nicht aus dem Gehöft oder von dem sonstigen 
Standort entfernt werden. Dies gilt nicht in Not- 
fällen sowie für Rinder, die zur Schlachtung ver- 
bracht werden. 

§ 3 

(1) Ist in der Zeit vom 15. Februar bis 15. Mai 
eines Jahres in einem Rinderbestand ein Rind mit 
Larven der Dasselfliege befallen, so sind sämtliche 
Rinder des Bestandes nach § 2 Abs. 1 zu behan- 
deln. 

(2) Die Rinder des Bestandes dürfen erst nach 
der Behandlung auf Weiden verbracht werden. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht für Rinder, 
die in den letzten 12 Monaten vor der Feststellung 
des Befalls nur im Stall gehalten worden sind. 

§ 4 

Die in § 2 Abs. 1 genannten Personen haben der 
zuständigen Behörde jede Behandlung und das 
dabei verwendete Arzneimittel unverzüglich schrift- 
lich mitzuteilen. 

§ 5 

(1) Die Landesregierungen werden ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung, soweit dies zum Schutze 
gegen die Verbreitung der Dasselfliege erforderlich 
ist, die Besitzer sämtlicher Rinder eines bestimmten 
Gebietes oder ihre Vertreter (§ 2 Abs. 1 Satz 1) zu 
verpflichten, die Rinder gegen die Larven der 


Dasselfliege zu behandeln, und hierfür bestimmte 
Zeiten, Mittel und Verfahren vorzuschreiben. In der 
Rechtsverordnung kann angeordnet werden, daß die 
Behandlung von behördlich bestellten Personen 
vorzunehmen ist. 

(2) Die Landesregierung kann ihre Befugnisse 
nach Absatz 1 durch Rechtsverordnung auf andere 
Stellen übertragen. 

§ 6 

(1) Die zuständigen Behörden können zur Durch- 
führung der ihnen durch dieses Gesetz oder auf 
Grund dieses Gesetzes übertragenen Aufgaben von 
natürlichen und juristischen Personen und nicht 
rechtsfähigen Personenvereinigungen die erforder- 
lichen Auskünfte verlangen. 

(2) Die von den zuständigen Behörden mit der 
Einholung von Auskünften beauftragten Personen 
sind im Rahmen des Absatzes 1 befugt, Grundstücke, 
Gebäude und Räume, auf oder in denen Rinder 
gehalten werden, zu betreten und dort Untersuchun- 
gen der Rinder auf den Befall mit Larven der 
Dasselfliege vorzunehmen. Der Auskunftspflichtige 
hat die Maßnahmen nach Satz 1 zu dulden. Das 
Grundrecht der Unverletzlichkeit der Wohnung 
(Artikel 13 des Grundgesetzes) wird insoweit ein- 
geschränkt. 

(3) Der zur Erteilung einer Auskunft Verpflich- 
tete kann die Auskunft auf solche Fragen verwei- 
gern, deren Beantwortung ihn selbst oder einen der 
in § 383 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der Zivilprozeßordnung 
bezeichneten Angehörigen der Gefahr strafgericht- 
licher Verfolgung oder eines Verfahrens nach dem 
Gesetz über Ordnungswidrigkeiten aussetzen 
würde. 

§ 7 

Die Länder regeln, inwieweit für Tierverluste in- 
folge einer nach diesem Gesetz vorgeschriebenen 
Behandlung eine Entschädigung zu gewähren ist. 

§ 8 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig 

1. entgegen § 2 Abs. 1 Satz 1 oder 2 oder § 3 
Abs. 1 Rinder nicht, nicht ordnungsgemäß 
oder nicht unverzüglich behandelt, 

2. entgegen § 2 Abs. 2 befallene Rinder aus 
dem Gehöft oder von dem sonstigen 
Standort entfernt oder entgegen § 3 Abs. 2 
Rinder eines Bestandes auf Weiden ver- 
bringt, 
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3. die schriftliche Mitteilung nach § 4 nicht 
oder nicht unverzüglich macht, 

4. einer nach § 5 ergangenen Rechtsverord- 
nung zuwiderhandelt, soweit sie für einen 
bestimmten Tatbestand auf diese Bußgeld- 
vorschrift verweist, 

5. entgegen § 6 Abs. 1 eine Auskunft nicht, 
nicht rechtzeitig, nicht vollständig oder 
nicht richtig erteilt oder entgegen § 6 
Abs. 2 den Zutritt zu Grundstücken, Ge- 
bäuden oder Räumen oder die Vornahme 
von Untersuchungen nicht duldet. 

i 

(2) Die vorsätzliche Ordnungswidrigkeit kann mit ! 
einer Geldbuße bis zu fünftausend Deutsche Mark, | 
die fahrlässige Ordnungswidrigkeit mit einer Geld- | 
büße bis zu zweitausendfünfhundert Deutsche Mark | 
geahndet werden. 

(3) Die Verfolgung der Ordnungswidrigkeiten ■ 
nach Absatz 1 Nr. 1 bis 4 verjährt in einem Jahr. | 


§ 9 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


§ 10 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. Gleichzeitig treten außer Kraft 

1. das Gesetz zur Bekämpfung der Dasselfliege 
vom 7. Dezember 1933 (Reichsgesetzbl. I 
S. 1044), geändert durch das Gesetz zur Ände- 
rung des Gesetzes zur Bekämpfung der Dassel- 
fliege vom 18. März 1938 (Reichsgesetzbl. I 
S. 278), 

2. die Verordnung zur Durchführung und Ergän- 
zung des Gesetzes zur Bekämpfung der Dassel- 
fliege vom 19. April 1937 (Reichsgesetzbl. I 
S. 467). 
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Begründung 


A. Allgemeiner Teil 

Das Gesetz soll das Gesetz zur Bekämpfung der Das- 
selfliege vom 7. Dezember 1933 ablösen, da die 
durch das bisherige Gesetz angeordneten Bekämp- 
fungsmaßnahmen nicht ausreichen und die therapeu- 
tische Behandlung inzwischen verbessert worden ist. 
Das Gesetz dient wie bisher der Bekämpfung der 
Larven der Großen Dasselfliege (Hypoderma bovis) 
und der Kleinen Dasselfliege (Hypoderma lineatiim). 
Die besondere Gefahr der Dasselfliege besteht dar- 
in, daß sie eine Vielzahl von Rindern zugleich er- 
faßt. Der einzelne Rinderhalter kann sich gegen die 
Ausweitung des Befalls nicht wirksam schützen. Im 
Verlauf dieser Erkrankung kommt es vor allem bei 
der Wanderung der Larven durch den Tierkörper 
zur Zerstörung lebenden Gewebes durch die Bohr- 
tätigkeit sowie zur Bildung von Stoffwechselproduk- 
ten der Larven, die für das Rind giftig sind. 

Obwohl in Deutschland seit mehr als 30 Jahren Vor- 
schriften zur Bekämpfung der Dasselfliege bestehen, 
die dem Rinderhalter die Tötung der in seinem 
Viehbestand auftretenden Larven der Dasselfliege 
zur PJlicht machen, ist es bisher nicht gelungen, 
diese Parasiten zu tilgen. So ist das zur Beseitigung 
der Larven der Dasselfliege bisher angewendete 
Verfahren auf die Tötung der unter der Rückenhaut 
als Dasselbeulen auftretenden Larven der Dassel- 
fliege durch Waschung der Rückenhaut mit einem 
Präparat der Derriswurzel abgestellt. Der Wirkungs- 
grad dieses Präparates beträgt bei einmaliger An- 
wendung 90 bis 94 V. H.; somit werden 6 bis 10 v. H. 
der Larven der Dasselfliege durch dieses Verfahren 
nicht getötet. Darüber hinaus verbleiben auch die- 
jenigen Larven außerhalb der Einwirkung des ver- 
wendeten Medikamentes, die auf ihrer Wanderung 
durch den Organismus des Tieres zum Zeitpunkt der 
Waschbehandlung noch nicht die Rückenhaut er- 
reicht haben und erst nach dem Weideaustrieb der 
Rinder in den Monaten Mai bis Juni dorthin ge- 
langen und Dasselbeulen bilden. Diese Dasselnach- 
schübe betragen im Flachland 20 bis 35 v. H., im 
Hochland sogar bis zu 60 v. H. der vor dem Weide- 
austrieb in dem Tierkörper vorhandenen Larven. Bei 
der Vielzahl der von einer Dasselfliege abgelegten 
Eier genügt aber ein kleiner Prozentsatz nicht ge- 
töteter Larven, um im folgenden Frühjahr Larven 
der Dasselfliege in großer Zahl wieder auftreten zu 
lassen. Für den Erfolg der Bekämpfung der Larven 
der Dasselfliege ist daher die Tötung aller Larven 
von ausschlaggebender Bedeutung. 

Durch die Entwicklung neuzeitlidier stark wirken- 
der Arzneimittel, die innerlich oder äußerlich ver- 
abreicht werden können, sind nunmehr bessere Be- 
kämpfungsmöglichkeiten geschaffen worden. Solche 
Präparate aus der Gruppe der Phosphorsäureester 
sind nicht nur äußerlich am Ort ihrer Anwendung 


auf der Rückenhaut wirksam; sie treten auch in das 
Gefäßsystem über und töten dabei die Parasiten 
bereits bei der Wanderung im Organismus des Rin- 
des ab. Derartige Präparate erfassen fast alle Lar- 
venstadien gleichzeitig, so daß in den befallenen 
Rindern 95 bis 97 v. H. der Larven der Dasselfliege 
getötet werden. Dabei werden vor allem auch die 
für eine erfolgreiche Bekämpfung ausschlaggeben- 
den Nachschublarven so stark vermindert, daß bei 
jährlicher, großflächiger und lückenloser Bekämp- 
fung eine weitgehende Tilgung der Larven der Das- 
selfliege erreicht werden kann. Diese Behandlung 
ist zudem als Frühbehandlung im Herbst oder als 
Spätbehandlung vor dem Weideaustrieb anzuwen- 
den. Die Spätbehandlung unterbricht die letzte Phase 
der Larvenentwicklung und verhindert damit das 
Entstehen einer neuen Fliegengeneration. Bei der 
Frühbehandlung dagegen werden die Parasiten im 
tierischen Organismus getötet, ohne großen Schaden 
angerichtet zu haben. Die neuen Bekämpfungsmittel 
sind bei richtiger Dosierung verträglich und wirken 
zugleich auf andere Ektoparasiten. 

Eine wirkungsvolle Bekämpfung der Larven der 
Dasselfliege ist aus volkswirtschaftlichen Gründen 
erforderlich. Bei Milchkühen beträgt die Ertrags- 
minderung etwa 4 kg Milch je Tier und Tag; der 
Verlust an Fleischzuwachs etwa 40 kg je Tier und 
Weideperiode. Der Verlust der Landwirtschaft wird 
bei einem Rinderbestand von etwa 13 Millionen Tie- 
ren auf 60 bis 80 Millionen DM jährlich geschätzt. 
Diesen Schäden müssen außerdem die Verluste der 
Häute- und Lederindustrie durch minderwertige und 
unbrauchbare Häute hinzugezählt werden; diese 
werden auf etwa 10 bis 12 Millionen DM jährlich 
veranschlagt. 

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes ergibt sich 
aus Artikel 74 Nr. 17 GG (Förderung der landwirt- 
schaftlichen Erzeugung) und aus Artikel 74 Nr. 19 GG 
(Maßnahmen gegen eine gemeingefährliche und 
übertragbare Krankheit bei Tieren). 


B. Besonderer Teil 

Zu § 1 

Durch Absatz 1 werden — wie bisher — diejenigen 
Arten der Dasselfliegen bezeichnet, deren Larven 
beim Rind Vorkommen und bekämpft werden sollen. 
Absatz 2 ist neu. Hier werden die Krankheitser- 
scheinungen aufgeführt, die einen Befall des Rindes 
mit Larven der Dasselfliege erkennen lassen und 
die zu einer Behandlung des Rindes nach den Vor- 
schriften des Gesetzes verpflichten. 
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Zu § 2 

Ist ein Rind mit Larven der Dasselfliege befallen, so 
muß der in dieser Vorschrift genannte Personen- 
kreis verpflichtet werden, die Tiere zu behandeln. 
Um eine wirkungsvolle Behandlung sidierzustellen, 
sind die Tiere mit einem Arzneimittel zu behandeln, 
durch das die Larven getötet werden. Befindet sich 
ein Rind, bei dem Dassellarvenbefall festgestellt 
wird, auf der Weide, so ist es zur Vermeidung der 
Weiterentwicklung der Larve zur Fliege und damit 
zur Verhinderung der Weiterverbreitung dieses 
Parasiten notwendig, die Behandlung dieses Tieres 
unverzüglich durchzuführen. 

Die Entfernung eines befallenen Rindes aus dem 
Gehöft oder von dem Standort bringt die Gefahr 
der Verschleppung von Larven in Gebiete mit sich, 
in denen Larven der Dasselfliege in geringem Um- 
fange oder nicht aufgetreten sind. Daher muß vor 
einer Entfernung die Behandlung durchgeführt wer- 
den. Von der Verpflichtung zur Behandlung werden 
Notfälle nicht erfaßt. Ferner sind diejenigen Rinder 
auszunehmen, die der Schlachtung zugeführt wer- 
den. 


Zu § 3 

Wird ein Befall mit Larven der Dasselfliege in der 
Zeit vom 15. Februar bis 15. Mai bei auch nur 
einem Rind in einem Bestand festgestellt, so ist da- 
von auszugehen, daß noch weitere Rinder befallen 
sind. Daher müssen innerhalb der genannten Frist 
alle Rinder dieses Bestandes behandelt werden. Da 
infolge des Entwicklungszyklus der Larven der Das- 
selfliege nach dem 15. Mai der Befall durch Bildung 
von Dasselbeulen beim einzelnen Tier alsbald er- 
kennbar wird, sollen nach diesem Zeitpunkt nur die 
befallenen Tiere behandelt werden. Um zu vermei- 
den, daß sich die Larve durch Verschleppung auf 
Weiden weiterentwickelt und dadurch der Parasit 
weiterverbreitet wird, dürfen die Rinder des Be- 
standes erst nach der Behandlung zum Weidegang 
ausgetrieben werden. 

Eine Behandlung von Tieren, die infolge Stallhal- 
tung über einen bestimmten Zeitraum hinweg wegen 
fehlender Infektionsmöglichkeiten durch die Dassel- 
fliege erfahrungsgemäß nicht mit Larven befallen 
sind, ist nicht erforderlich. 

Zu § 4 

Um eine wirkungsvolle Behandlung sicherzustellen, 
wird die schriftliche Unterrichtung der zuständigen 
Behörde über die durchgeführte Behandlung ge- 
fordert. 


Zu § 5 

Die Erfahrungen haben gezeigt, daß die Bekämpfung 
der Dasselfliege durch den einzelnen Tierhalter nicht 
immer mit ausreichender Wirksamkeit erfolgt ist. 
Zum Schutze gegen die Verbreitung sowie zur Til- 
gung der Parasiten ist es daher erforderlich, die 


Landesregierungen zu ermächtigen, eine großräu- 
mige und umfassende Behandlung sicherzustellen. 
Hierbei kann es auch notwendig werden, die Be- 
handlung durch besonders geschultes Personal vor- 
nehmen zu lassen. 

Zu § 6 

Diese Vorschrift begründet eine allgemeine Aus- 
kunftspflicht, ohne die die Maßnahmen dieses Ge- 
setzes nicht durchgeführt und überwacht werden 
können. Hierbei kann es erforderlich werden, daß 
die mit der Einholung der Auskünfte beauftragten 
Personen Grundstücke, Gebäude und Räume, auf 
oder in denen sich Rinder befinden, betreten müs- 
sen, um dort die Kontrollen durchzuführen. Absatz 3 
schützt den zur Erteilung von Auskünften Verpflich- 
teten gegen die Einholung von Auskünften, durch 
die er sich selbst oder einen nahen Angehörigen der 
Gefahr strafrechtlicher Verfolgung aussetzen würde. 

Zu § 7 

Eine Regelung über Art und Ausmaß einer Enteig- 
nungsentschädigung nach Artikel 14 Abs. 3 GG ist 
in diesem Gesetz nicht erforderlich. Die in den §§ 2, 
3 und 5 des Gesetzes vorgesehenen Maßnahmen 
können zwar zu Eingriffen in das Vermögen des 
Betroffenen führen. Sie stellen jedoch keine Ent- 
eignung dar, da sie an die von befallenen und nicht 
befallenen Rindern in gleicher Weise ausgehende 
I Gefahr der Verbreitung der Dasselfliege anknüpfen, 
jedermann gleich treffen und daher als allgemeine 
Beschränkung des Eigentums nach Artikel 14 Abs. 1 
und 2 GG entschädigungslos zulässig sind. 

Es soll den Ländern aber überlassen bleiben, insbe- 
sondere in Härtefällen, einen Ausgleich für Vieh- 
verluste zu gewähren. 

Zu § 8 

Zuwiderhandlungen gegen die Vorschriften dieses 
Gesetzes sollen nach den Vorschriften des Gesetzes 
über Ordnungswidrigkeiten geahndet werden. Da 
derartige Zuwiderhandlungen zu schweren wirt- 
schaftlichen Nachteilen führen können, ist es gebo- 
ten, ein erhöhtes Bußgeld anzudrohen, Zuwider- 
handlungen gegen die Vorschriften über Bekämp- 
fungsmaßnahmen können oft erst nach einem länge- 
ren Zeitraum, z. B. anläßlich einer Schlachtung oder 
auch beim Weideabtrieb, festgestellt werden. Es ist 
daher erforderlich, die Verjährung der Ordnungs- 
widrigkeiten nach Absatz 1 Nr. 1 bis 4 in Abwei- 
chung von § 14 des Ordnungswidrigkeitengesetzes 
auf ein Jahr festzusetzen. 

Zu § 9 

Diese Vorschrift enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Zu § 10 

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten des Gesetzes. 
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Kosten 

Durch die Ausführung des Gesetzes entstehen dem 
Bund keine Kosten. 

Gegenüber der bisherigen Regelung werden den 
Ländern besondere Kosten nur im Falle des § 5 
durch die Anordnung von Bekämpfungsmaßnahmen 
erwachsen. Uber die Höhe der Kosten können ge- 
naue Angaben nicht gemacht werden. Sie richten 
sich nach der Anzahl der behandelten Rinder. 

Zur Zeit betragen die Kosten für die Behandlung 
eines Rindes — sofern die Behandlung nicht von 
Tierärzten durchgeführt wird — etwa 1,30 bis 
1,50 DM. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 

i 3. § 3 


1 . Präambel 

Die Eingangsworte sind wie folgt zu fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bun- 
desrates das folgende Gesetz beschlossen:" 

Begründung 

Die Zustimmungsbedürftigkeit ergibt sich aus 
§§ 5 und 6 Abs. 1 und 2 in Verbindung mit Ar- 
tikel 84 Abs. 1 GG (Regelung des Verwaltungs- 
verfahrens von Landesbehörden). 

2 . § 2 

a) Absatz 1 Satz 1 ist wie folgt zu fassen: 

„Ist ein Rind mit Larven der Dasselfliege be- 
fallen, so hat der Besitzer oder sein Vertreter 
das Rind mit einem Arzneimittel, durch das 
die Larven einschließlich der Wanderlarven 
abgetötet werden, zu behandeln oder behan- 
deln zu lassen." 

Begründung 

Im Interesse einer wirksamen Dasselbekämp- 
fung sollte der Kreis der Verpflichteten auf 
alle Vertreter des Besitzers ausgedehnt wer- 
den. 

Ein Teil der im Handel befindlichen Bekämp- 
fungsmittel tötet nur die unter der Rücken- 
haut ruhenden und nicht die im Tierkörper 
wandernden Larven ab. Die Dasselfliege kann 
jedoch nur wirksam bekämpft werden, wenn 
auch die Wanderlarven durch systemisch wir- 
kende Arzneimittel erfaßt werden. 

Schließlich soll klargestellt werden, daß der 
Besitzer auch berechtigt ist, die Behandlung 
durch andere Personen vornehmen zu lassen. 

b) Absatz 1 Satz 2 letzter Satzteil ist wie folgt 
zu fassen: 

„diese Verpflichtung obliegt auch dem Be- 
sitzer der Weide." 

Begründung 

Folge der Änderung des Satzes 1 (vgl. Ab- 
satz 3 der Begründung). 

c) In Absatz 2 Satz 2 sind vor den Worten „zur 
Schlachtung" die Worte „zur Behandlung auf- 
gestallt oder" einzufügen. 

Begründung 

Das Aufstallen sollte zugelassen werden, weil 
eine Behandlung im Stall meist zweckmäßiger 
ist. 


a) Absatz 3 ist wie folgt zu fassen: 

„(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht 

1. für Rinder, die in den letzten 12 
Monaten vor der Feststellung des 
Befalls nur im Stall gehalten wor- 
den sind, 

2. für Rinder, die nach dem 1. Okto- 
ber in den Bestand neu eingestellt 
worden sind, 

3. wenn nur solche Rinder mit Larven 
der Dasselfliege befallen sind, die 
nach dem 1. Oktober in den Be- 
stand neu eingestellt worden sind." 

Begründung 

Rinder, die erst nach der Weidezeit in den 
mit Dassellarven befallenen Bestand neu ein- 
gestellt worden sind, brauchen nicht behan- 
delt zu werden, weil sie in der Weidezeit 
nicht in den mit Dassellarven befallenen Be- 
ständen gehalten worden sind. Es ist auch 
nicht notwendig, sämtliche Rinder eines Be- 
standes zu behandeln, wenn nur neu einge- 
stellte Rinder, die während der Weidezeit zu 
anderen Beständen gehörten, mit Dassellar- 
ven befallen sind. 

b) Folgender neuer Absatz 4 ist anzufügen: 

„(4) Die Landesregierungen können durch 
Rechtsverordnung weitere Ausnahmen von 
den Absätzen 1 und 2 zulassen, sofern Rin- 
der nach dem Weideabtrieb im vorangegan- 
genen Jahr nachweislich behandelt worden 
sind und die Bekämpfung der Dasselfliege da- 
durch nicht gefährdet wird; die Landesregie- 
rungen können ihre Befugnisse durch Rechts- 
verordnung auf andere Stellen übertragen." 

Begründung 

Die örtlich unterschiedlichen Verhältnisse in 
der Rinderhaltung machen es erforderlich, 
daß in bestimmten Gebieten eine Frühbehand- 
lung (Herbst des Vorjahres) durchgeführt 
wird. Zur Vermeidung unnötiger Behandlun- 
gen ist es notwendig, weitere Ausnahmen 
vorzusehen. 

4. § 4 

§ 4 ist wie folgt zu fassen: 

.§ 4 

Ist in einem Rinderbestand in einem Kalender- 
jahr erstmalig nach der Aufstallung oder erst- 
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malig nach dem Weideauftrieb ein Rind mit Lar- | 
ven der Dasselfliege befallen, so haben die in i 
§ 2 Abs. 1 genannten Personen dies der zustän- | 
digen Behörde unverzüglich schriftlich mitzutei- 
len." 

Begründung 

Eine wirkungsvolle Bekämpfung der Dasselfliege 
ist nur möglich, wenn die zuständige Behörde 
sofort von dem Auftreten der Dassellarven 
Kenntnis erhält, um gegebenenfalls rechtzeitig 
Maßnahmen nach § 5 einleiten zu können. Ande- 
rerseits ist es nicht notwendig, daß jede einzelne 
Behandlung der Behörde mitgeteilt wird. 

5. § 5 

a) Absatz 1 ist wie folgt zu fassen: 

„(1) Die Landesregierungen werden er- 
mächtigt, durch Rechtsverordnung, soweit dies 
zum Schutze gegen die Verbreitung der Das- 
selfliege erforderlich ist, 

1. die Besitzer von Rindern eines bestimm- 
ten Gebietes oder ihre Vertreter {§ 2 
Abs. 1 Satz 1) zu verpflichten, die Rinder 
gegen die Larven der Dasselfliege zu be- 
handeln, 

2. hierfür bestimmte Zeiten, Mittel und Ver- : 

fahren vorzuschreiben, 1 

3. anzuordnen, daß die Behandlung durch 
Personen durchzuführen ist, die von der 
zuständigen Behörde bestellt sind, 

4. anzuordnen, daß Rinder, die in ein be- 
stimmtes Gebiet verbracht werden, und 
für die nicht durch eine amtliche Beschei- 
nigung eine Behandlung (§ 2 Abs. 1) nach- 
gewiesen wird, behandelt werden." 

Begründung 

In schwach befallenen Gebieten ist eine Be- 
handlung sämtlicher Rinder oft nicht erforder- 
lich. Die vorgeschlagene Fassung der Num- 
mer 1 soll es daher erjnöglichen, in solchen 
Gebieten die Bekämpfung auf bestimmte 
Grupp.en von Rindern zu beschränken. 

Ferner soll klargestellt werden, daß die Per- 
sonen, die die Behandlung durchführen, nur 
von der zuständigen Behörde bestellt sein 
sollen. 

Schließlich soll verhindert werden, daß durch 
Rinder, die in ein Gebiet nach Nummer 1 
oder in ein nicht oder nur schwach befallenes 
Gebiet verbracht werden, der Erfolg der Be- 
kämpfung der Dasselfliege gefährdet wird. 

b) Nach Absatz 1 ist folgender neuer Absatz 2 
einzufügen; der bisherige Absatz 2 wird Ab- 
satz 3: 

„(2) Die in Absatz 1 Nr. i genannten Per- 
sonen sind im Falle einer Anordnung nach 


Absatz 1 Nr. 3 verpflichtet, die zur Durch- 
führung einer angeordneten Behandlung er- 
forderliche Hilfe zu leisten." 

Begründung 

Eine Durchführung der nach § 5 vorgesehe- 
nen Behandlung durch behördlich bestellte 
Personen ist in den meisten Fällen nur mög- 
lich, wenn vom Besitzer der Tiere die nötige 
Hilfe geleistet wird. 

6 . § 6 

Absatz 2 Satz 3 ist zu streichen. 
Begründung 

Die Einschränkung des Grundrechts der Unver- 
letzlichkeit der Wohnung ist hier entbehrlich, 
da ein Betreten von Wohnräumen im weitesten 
Sinne, also auch von sogenannten gemischt ge- 
nutzten Räumen, nicht in Betracht kommt. 

7. Nach § 7 

Folgender neuer § 7 a ist einzufügen: 

.§ 7 a 

Die Kosten der Maßnahmen nach den §§ 2, 
3 und 5 trägt der Tierbesitzer, soweit diese Ko- 
sten nicht von Gebietskörperschaften oder ande- 
ren Stellen übernommen werden." 

Begründung 

Eine Vorschrift über die Kosten ist zunächst er- 
forderlich, um klarzustellen, daß im Verhältnis 
des Tierbesitzers zu anderen Verpflichteten die 
Kosten dem Tierbesitzer zur Last fallen, dem 
auch der Nutzen aus der Behandlung der Tiere 
zugute kommt. Im übrigen ist es abweichend von 
der in dem Abschnitt „Kosten" der Begründung 
der Regierungsvorlage vertretenen Auffassung 
nicht gerechtfertigt, in den Fällen des § 5 die 
Länder mit den Kosten zu belasten, während in 
den Fällen der §§ 2 und 3 diese Kosten dem 
Tierbesitzer zur Last fallen sollen. Sowohl in den 
Fällen des § 5 als auch in den Fällen der §§ 2 
und 3 sollten die Kosten dem Tierbesitzer zur 
Last fallen, soweit sie nicht aus öffentlichen Mit- 
teln oder von sonstigen Stellen aufgebracht wer- 
den. 


8 . § 10 

In den Eingangsworten sind die Worte „am 
Tage" zu ersetzen durch die Worte „einen Mo- 
nat". 

Begründung 

Für das Inkrafttreten des Gesetzes wird eine 
übergangsfrist von einem Monat für erforder- 
lich gehalten. 
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Anlage 3 


Gegenäußerung der Bundesregierung 
zu der Stellungnahme des Bundesrates 


Den Änderungsvorschlägen zu 2. b) und c), 5 ., 6., 
7. und 8. wird zugestimmt. 


Zu den übrigen Vorschlägen wird folgendes be- 
merkt: 

Zu 1. — Präambel 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Die §§ 5 und 6 Abs. 1 und 2 regeln nicht das Ver- 
waltungsverfahren von Landesbehörden. Während 
§ 5 zur Anordnung einer großräumigen und umfas- 
senden Behandlung von Rindern ermächtigt, begrün- 
det § 6 Abs. 1 ein allgemeines Auskunftsrecht der 
Behörde und räumt in Absatz 2 den mit der Einho- 
lung von Auskünften beauftragten Personen die 
Befugnis ein, Grundstücke und Gebäude zu betreten. 
Im übrigen würde selbst dann, wenn die Rechtsver- 
ordnungen nach § 5 Abs. 1 eine Regelung des Ver- 
waltungsverfahrens von Landesbehörden umfassen 
sollten, Artikel 84 Abs. 1 GG nicht anwendbar sein, 
weil durch die Ermächtigung diese Regelungen Lan- 
desorganen überlassen bleiben. Die Bundesregie- 
rung ist daher der Auffassung, daß die genannten 
Vorschriften, auch unter Berücksichtigung der vom 
Bundesrat vorgeschlagenen Änderung (§ 5), die Zu- 
stimmungsbedürftigkeit des Gesetzes nicht begrün- 
den. 

Zu 2. a) — § 2 Abs. 1 Satz 1 

Die Bundesregierung stimmt zwar mit dem Bundes- 
rat darin überein, daß der Kreis der Verpflichteten 
im Interesse einer wirksamen Bekämpfung der Das- 
selfliege möglichst weit gezogen wird. Zugleich 
hält sie es aber für erforderlich, diesen Kreis aus 
rechtsstaatlichen Gründen genau zu bezeichnen. 
Hierzu ist die Fassung „der Besitzer oder sein Ver- 
treter" wenig geeignet, weil der Begriff des Ver- 
treters zu unbestimmt ist. So ist unklar, ob auch eine 
stillschweigende oder durch schlüssige Handlung 
vorgenommene Bestellung zum Vertreter genügt 
und ob jemand, der nur zu einem bestimmten Zweck 
oder nur vorübergehend mit der Betreuung des 
Rindes betraut ist, als Vertreter gelten kann. Um 
solche Auslegungsschwierigkeiten zu vermeiden, 
schlägt die Bundesregierung vor, folgenden § 8 a, 
der dem § 7 des Gesetzes über die Unterbringung 
von Rüböl aus inländischem Raps und Rübsen vom 
12. August 1966 (Bundesgesetzbl. I S. 497) entspricht, 
neu einzufügen: 

.§ 8 a 

(1) Die Bußgeldvorschriften des § 8 gelten auch 
für denjenigen, der als vertretungsberechtigtes 


Organ einer juristischen Person, als Mitglied eines 
solchen Organs, als vertretungsberechtigter Ge- 
sellschafter einer Personenhandelsgesellschaft 
oder als gesetzlicher Vertreter eines anderen han- 
delt. Dies gilt auch dann, wenn die Rechtshand- 
lung, welche die Vertretungsbefugnis begründen 
sollte, unwirksam ist. 

(2) Den in Absatz 1 bezeichneten Personen 
steht gleich, wer mit der Leitung oder Beaufsich- 
tigung des Betriebes oder eines Teils des Betrie- 
bes eines anderen beauftragt oder von diesem 
ausdrücklich damit betraut ist, in eigener Verant- 
wortung Pflichten zu erfüllen, die dieses Gesetz 
oder die auf Grund dieses Gesetzes ergangenen 
Rechts Verordnungen auferlegen. " 

Zu 3. a) — § 3 Abs. 3 

Dem Vorschlag zu den Nummern 1 und 3 des Ab- 
satzes 3 wird zugestimmt. Zu Nummer 3 wird je- 
doch als redaktionelle Verbesserung angeregt, in 
der ersten Zeile das Wort „solche" zu streichen. 

Dem Vorschlag zu Nummer 2 des Absatzes 3 wird 
nicht zugestimmt. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß die 
Bekämpfung der Dasselfliege durch diese Vorschrift 
zu weitgehend aufgelockert wird. Bei Rindern, die 
nach dem 1. Oktober in einen Bestand neu einge- 
stellt und vorher auf der Weide gehalten worden 
sind, kann in der Regel nicht ausgeschlossen wer- 
den, daß diese Rinder im Verlaufe der Weidezeit 
von Larven der Dasselfiege befallen worden sind. 
Im Interesse einer wirksamen und lückenlosen Be- 
kämpfung der Dasselfliege sowie unter Berücksich- 
tigung des zunehmenden Auftretens von Nachschub- 
larven ist es daher erforderlich und angesichts der 
im allgemeinen nicht erheblichen Zahl der in Frage 
kommenden Tiere auch vertretbar, nach dem 1. Ok- 
tober in einen Bestand eingestellte Tiere ebenfalls 
einer Behandlung zu unterziehen, sofern der Be- 
stand gemäß § 3 Abs. 1 des Entwurfs zu behandeln 
ist. 

Zu 3. b) — § 3 Abs. 4 neu 

Dem Vorschlag wird inhaltlich zugestimmt, jedoch 
zur Klarstellung folgende Fassung angeregt: 

„(4) Die Landesregierungen können Rechtsver- 
ordnung weitere Ausnahmen von den Absätzen 1 
und 2 für Rinder zulassen, die nach dem Weide- 
abtrieb im vorangegangenen Jahr nachweislich 
behandelt worden sind, sofern dadurch die Be- 
kämpfung der Dasselfliege nicht gefährdet wird; 
die Landesregierungen können durch Rechtsver- 
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Ordnung ihre Befugnis auf oberste Landesbehör- 
den oder andere Behörden übertragen." 

Zu 4. — § 4 

Dem Vorschhag wird nicht zugestimmt. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß die 
schriftliche Mitteilung der durchgeführten Behand- 
lung sowie des dabei verwandten Arzneimittels 
einen ebenso rechtzeitigen wie besseren Überblick 
über die Verbreitung des Befalls der Rinder mit Lar- 
ven der Dasselfliege gibt. In der überwiegenden 
Zahl der Fälle treten die Dasselbeulen im Verlauf 
der Monate März und April eines jeden Jahres auf. 
Die Meldung des erstmaligen Dassellarvenbefalls 
in einem Bestand wird gegenüber der Meldung der 


durchgeführten Behandlung in der Regel zeitlich 
nicht weit auseinander liegen, da der befallene Be- 
stand gemäß § 2 Abs. 2 vor dem Weideaustrieb 
(April/Mai) behandelt sein muß. Die zuständige 
Behörde wird daher auch durch die in der Regie- 
rungsvorlage vorgesehene Meldepflicht in die Lage 
versetzt, zum geeigneten Zeitpunkt Maßnahmen 
nach § 5 des Gesetzentwurfs einleiten zu können. 
Ferner genügt nicht, daß die Behörde, wie es der 
Bundesrat vorschlägt, nur über den erstmals in 
einem Kalenderjahr auftretenden Befall von Larven 
der Dasselfliege unterrichtet wird, da infolge der 
einmaligen Meldepflicht möglicherweise eine An- 
zeige über den im Rahmen der Dasselfliegenbekämp- 
fung besonders bedeutsamen Befall mit Nachschub- 
larven nicht mehr gefordert wird. Die Behörde er- 
hält insoweit keinen lückenlosen Überblick. 
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